
Evangelische Bekenntnis-Synode
im Rheinland

Essen, den 27. April 1938

An unsere Pfarrer und Ältesten 9
.

Der Bid der Seiet liehen und

»ue ßus den Zeitungen und kirchlichen Gesetzblättern zu entnehmen
ist, het Präsident 'Dr. ferner eine Verordnung tiber die Vereidigung der
Geistlichen und der' Kirchenber-mten der ßvong, Kirche dar Altpreussi sehen,
Union erlassen, die' .sich stützt auf die l?, Verordnung* Die Treupflicht .
gegenüber Führer, '-Volk uiid Reich soll durch folgenden Sld bekräftigt wer-
den:

„Ich schwöre:' Ich werde dem Führer des Deut soben, Bei ches und Volkes,
Xdolf ̂Hitler V treu^ und gühorsam"' .sej.n, "Hie Qe s etzê e achten und meine
Amtspflichten £ewiasej&G,tü~efFin3.ei[ii so wahrTSjjg %pt t helfet̂  '

fler den Sid nicht leistet, soll entsprechend, den Beetimmungen des deut-
schen ßeamt enge setze s entlassen werden* «er den vorgeschriebenen oder
einen inhaltlich gleichen bereits geleistet hat, braucht ihn nicht zu
wiederholen.

Zu der Anordnung dos Treueides giftt der alt preussi sehe Rat den
Pfarrern fol&*Made Unterrichtung;

„Da der Eid eine heilige Seche ist, ist die Verordnung des Präsiden-
ten des Ev.. Oberkirchenrr tos von schwerstem Gewicht. Ein überstürztes
Handeln darf de nicht in ?rrge ko:iner:n Auch dürfen einzelne AmtsbrÜ-
der nicht auf Grund eigener ftbarlc^i-ng ihre eigene Entscheidung tref-
fen. Hier rnüss sich dio brüderliche Verbundenheit unter den Amtsbrü-
dorn bewähren, Angesicht s. ''einer solchen Verordnung muss eine gemein-
same Stellungnahme dor Bekennenden Kirohc in Altpreussen .erfolgen.
Das Ergebnis der vcrsntwortlicnen Ber&tung der von den .Gemeinden be-
rufenen Leitung unserer Kirche wird in Bälde den Amtsbrüdern mitge-
teilt werden« lf •

Zur Prüfung der Bideafrrgc erinnern wir an folgende Vorgänge.
Die Netionrlsynode vom 9, Auĝ 3̂t 19.J4 hatte unter der Leitung von Reichs-
bischof Müller und Rechtswalter Jäger ohne gründliche Berrtung ein

denken erklärte:
„Stellen Sie nun doch Ihre- Bedenken zurück und nehmen Sie d^s Gesetz
einmal vorläufig en. -ftir machen nichts für die Ewigkeit, sondern
sind in unserer jlrbeit..., so einge^Qlit, dass wir^dann bei der
nächsten Tagung dio Änderung vollziehen,n-

Der dcmsls Deschlossene Diensteid für die Pfarrer lautete:"

„Ich, NN,; schwöre einen Eid zu Gott dem Allwissenden und Heiligen,;
dass ich als ein berufener Dianer im,..4mJb„dê _Verkü̂ un̂  sowohl in
meinem gegenwärtigen wie in jedom "änderen geistlichen"Amte, so wie
es cine.n Diener des Svongelians in der Deutschen Evangelischen Kir̂ -
ehe geziemt, dem Führer des Deutschan Volkes und Staates Adolf Hitler
treu und gehorsa-m sein und für das Deutsche Volk mit jedem Opfer und
jedem Dienst, der einem deutschen evangelischen Manne gebühr t. mic.h:

einsetzen werde; weiter, d*cs ich die mir anvertrauten Pflichten
des geistlichen Amts gemäss den Ordnungen der Deutschen Evangeli-
schen Kirche und den î _dAQ̂ eĵ r̂jnunjgen an mich ergehenden Weisungen
gewissenhaft wahrnehmen werde; endlich, dass ich als rechter VefEun- "
diger und Seelsorger allezeit der Gemeinde, in clie ich gestellt wer-
de, mit-fllen meinen Kräften, in Treue und Liebe dienen werde«, So
wahr mir Gott helfe! "
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Zu diesem Diensteid führte der br.yrische Synodale D« Lauerer, Vorsteher
des Diakoni sseniÄUtterh'ruses Neuendettelsou u, o.- GUS:.

„iuf.s die Geistlichen angeht, so ist es zu begriAssen, wenn die Kirchen-
leitung dC'iKir sorgt, dass sie durch ihren Eid es bestätigen, dass sie
durchaus und mit freudiger ^ditrrbeit auf dem. Boden des neuen Stertes
stehen. Es ist dos deshalb zu begrüssen, weil es der tatsächlichen Hal-
tung und der inneren Einstellung der Geistlichen entspricht und weil
der Ernst einer eidlichen Versicherung geeignet ist, den Zweifel völlig
zu beseitigen, der dann und Trnnn immer wieder in die Haltung-und Ein-
stellung der Geistlichen gegenüber dem neuen Start gesetzt wird.

Dagegen erscheint die vorgeschlagene Form der Veränderung bedürf-
tig. Der Geistliche soll rls berufener Diener im Amte der Verkündigung
dem Führer des deutschen Volkes und Staates Adolf Hitler treu und gehor-
sam sein. Die Treue und der Gehörs am gegen den uns von Gott geschenkten
Führer ist dein Pfarrer ebenso selbstverständlich wie jedem rechten deut-
schen Mann* Darin wollen v;ir Pfarrer uns von niemand übertreffen "lassen.
«Aber im Zusammenhang mit dein Amte der Verkündigung und mit unserer Beru-
fung in dieses Amt ist es zürn mindesten missverständlich, wenn ein ende-
rer Nrmo genennt v;ird als allein der Name Jesu Christi. Für .das Amt der
Verkündigung, zu dani wir berufen sind, ist Jesus Christus allein die
Norm. Drrin müssten wir wohl alle- einig sein» *.. Drrnit unseren
Geistlichen nicht eine Last aufs Gewissen gelegt wird, bitte ich herz-
lich und dringend, die Formel dos Eides so zu gestalten, dass jedes Miss-
verständnis darüber ausgeschlossen ist, dass der Geistliche im Amt der
Verkündigung nur an Gottes Wort in der Heiligen Schrift und damit an
Jesus Christus gebunden ist. Die vorgeschlagene Formel erscheint mir
deshalb nicht geeignet, vieil sie d.cs Ordinritionsgelübde und den Dienst-
eid vermischt,. Ich bitte, class beides~~in a Her "Klarheit geschieden wird«
Auch erscheint es nicht geeignet, dass die doch wechselnden Weisungen
einer Kirchenleitung rls solche zu:i Inhrlt eines Eides gemacht werden."

"Bein entgegnete der Rechtswrjlter Jäger:

„Das religiöse Bedenken ist nicht von Bedeutung, da hier Steht: „Als ein
berufener Diener im Ac:ü der Verkündigung", Nur zur Kennzeichnung ist
hier gesagt, dass dies ein „berufener Diener im Amt der Verkündung ist*.
Es rmss dr.hor auch darin stehen, dass er den Weisungen der Kirche und
ihren Forderungen gehorcht«. V̂ ir ho.ffen~. dass wir immer mehr zu besse-
ren Zuständen kamnen vvorden, ijieso de ein Wechsel d'es Regiments Ein-
fluss auf dr s Grundsätzliche h?:ben soll, ist nicht einzusehen«.w-

Der Synodale Professor D. Beycr-Greifswald führte u „a* aus:

„Es könnte der Verdreht entstehen, dass dieser Toxt so verstanden werden
soll; Ich soll Treue leisten so, v;io es einen Diener des Evangeliums in
der Deutschen Evangelischen Kirche geziemt, d,hc ich hrbe von Fall zu
Fall zu prüfen, ob sich diese Treue irdt meiner Pflicht rls Diener des
Evangeliums zusammenbringen lässt. So et-was lehne ich rls mit dem Eide,
den ich Adolf Hitler zu leisten h.rbe, schlechthin unverträglich ab»
Diese Unklarheit hr.t nun aber einen tieferen Grund. Hier ist etwas
nicht getan, worauf Sie, Herr wlinist^rfrildirektör, sonst gerade den al-
lergrössten i'yert legen,, nämlich eine s r üb er e Scheidung der Funktionen
innerhalb der evangelischen Kirche, Der F̂ &rjrer_ ist nun einmrl in einer
ganz eigentümlichen Doppelstollung. Wenn "er"ruf der Krnzel steht, so
tut er os unter e i nein Auf t r r g, ~~ d en er von niemand Anderem hat als vom
Herrn Jesus Christas selber,. Er steht hier in einem Gehorsam, der durch
nichts rnderes irgendvde eingeschränkt oder prrellelisiert werden darf,
Drs ist drs ganz Bigcntümliohe und Wunderbare des Auftrages, mit dem der
Pfarrer auf die Kanzel hinaufgeht, Er tut drmit etwas völlig anderes
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in seiner Verkündigung als alle anderen Redner sonst in der ganzen Welt.
Er sagt nicht seine Meinung und seine Gedanken über irgend etwas, sondern
er vollzieht in Gehörsrm einen Auftrag, der aus der Offenbarung Gottes
an ihn ergangen ist. Dafür gilt allein das Ordinr.tionsgei.Ubde mit seiner
Bindung an Jesus Christus und die von ihm zeugende Heilige Schrift. An-
dererseits aber gehört derselbe Pfarrer der Volksordnung Kirche an, die
einen ernsten, wichtigen und entscheidenden Dienst innerhrlb unseres
Volkes zu leisten hat, und es ist selbstvorstündlich, dass wir zu dem
wunderbaren Dienst der 71/ortverkündigung in unserem Deutschen Volke und
in unserer Volkskirche nur jemanden zulassen können, der den entschie-
denen, rücksichtslosen und ohne jedes Komproniss bereiten Tallon hat, im
Rahmen der Volksordnung seine Pflicht ohne jeclen Vorbehalt und jede Ein-
schränkung zu tun.w.......

Darum Mtte ich, in der »jeise, v;ie es fr'ihor, vor 1918, auch der
Fall gewesen ist, in einer klaren und sauberen Unterscheidung Ordi£rtions-

felübde und Str.atstreueid nebeneinanderzustellen. In drs Ordinationsge-Üb de gehört alles hinein, wr s mit dem ;.;it de.? Vorkündigung und mit dorn
Dienst in der Kirche zu tun hrt. über dessen richtige unc! fern Evrngelium
gemässe Formulierung krnn dann beraten ;\ irden. Dr.neb.on steht dann- r 1s

. zweiter Akt, mit dem aber in keinem Falle der Gehorsam gegen die „Wei-
sungen11 des Superintendenten an den Pfarrer in einem Atenzuge genrnnt
werden kann, das Treuegelöbnis gegen den Staat und seinen Führer. Wenn
das kla.r und eindeutig ist, wird drs auch ohne Weiteres durchzuführen
sein,*-

Diese Ausführungen hrben ernstes Gewicht für die Überlegung, was der jetzt
geforderte Eid unter gewissenhafter Erfüllung der ..Amtej)flichtenn etv;r al-
les einschliessen könnte, Auch die Beachtung der tt G o s o t a e* i st hi"er ernst-
lich zu untersuchen daraufhin, welche „Gesetze", Verorderungen und Anordnun-
gen hier gemeint sein könnten t S

Zur Frage des von der Nrtionalsynode 1934 beschlossenen Diensteides
hat die Bekennende Kirche damals folgende „V.eisung" ergehen lassen:

ttDie am 15-August 1934- in Berlin versanrnelten Vorsitzenden der Landesbru-
derräte bezw. deren Vertreter haben den Präses der Bekenntnissynode der
Deutschen Evangelischen Kirche beauftragt, den Amtsbrüdern bezüglich des
von der „Nationslsyncde" geforderten Eides folgende Weisung zu geben,
wie auch sicherem Vernehmen nach die Landesbischöfe von Bpyern und Würt-
temberg ihren Geistlichen diesen Eid nicht abnehmen werden.
Weisung des Bruderrates der Bekenntnissyr.ode der Deutschen Evangelischen
Kirche:

Der im Kirchengesetz vom 9. August IS 34 geforderte Diensteid der
Geistlichen und Beamten ist nicht zu leisten.

Begründung; Am 9» .August 1934 hat eine „Kationrlsynode" zu Berlin getagt.
Ihre Zusammensetzung widersprach der Verfassung der Deutschen Evr-ngeli-
schen Kirche, da die Reichskirchenregieruig auf Grund eines von ihr zu
diesem Zweck beschlossenen Gesetzes vom 7. Juli 1934, drs zu erlrssen

. sie nicht befugt war, die Zusammensetzung nrch ^illkür zu ihren Gunsten
vornahm. Infolgedessen ist diese „Nctionrlsynode" ebenso unrechtes s ig,
.wie ihre Gesetze unwirksam sind.

Das gilt auch für das Kirchengesetz über den Diensteid der Geistli-
chen und Beamten.

Im Wortlaut des Diensteides sind staatsrechtliche, gosaratkirchliche
und gemeindliche Dinge mineinf.nder verbunden.

Ordnungen der Deutschen Evangelischen Kirche, auf die jetzige Kir-
chenregierung uns vereidigen könnte, bestehen infolge der zahlreichen

•• Rechtsbrüche dieser Reichskirchenregierung gegen die Verfassung der
Deutschen Evangelischen Kirche nicht mehr*

Die gesamt kirchliche n und gemeindlichen Pflichten sind im Ordina.ti-
onsgelUbde erschöpfend geregelt. Ein neuer Eid, der sich ruf diese



Gebiete bezieht, vriirde den Ernct dos Ordinrtionsgelübdes zerstören. Zu
diesem stehen wir und bedürfen keines neuen Eides,

Gebunden an Gottes Wort sind wir gemäss Römer 1J zum Gchorsrm
gegen unsere' Obrigkeit verpflichtet, Dr,s zu bezeugen und zu bekräftigen
bedarf es für Diener des Evrngeliums keines ausdrücklichen kirchlichen
Diensteides. Nur der. Strat könnte befugt sein, seinerseits von uns r 1s
ßenmtqn einer Körperschaft des öffentlichen Rechtes einen Eid zu for-
dern.
Diese Erklärung heben die nr dastehenden Herren berrten und beschlossen:

Präses D, Koch - Br,d C3ynhr.usen;
Recht sanwrlt Dr. Fiedler-Leipzig; Pr.stor Anmussen-Bf d Oe'ynh'usen;
Superintendent Albert z-Sprndru; Pastor Lic • Dr> Beckmrnn-DÜsseldorf ;
Pr stör Dr. Beste-Neubuckow; Pfrrrer Dipper-Würtingen;
Pfarrer Dürr-Pforzheim; Superintendent Hrhn- Dresden; Pfarrer/ Herntrioh-
Kiel; Pfarrer Hornig-Breslru; Präses D. Humbiu'g-Brjrisen-Gemr-rke;
Pastor Kloppenburg-Oldenburg; Pr-stor Kreye-Hrroburg; Pfrrrer Lrchmund-
Blrnkenburg (Brrunschv;eig) ; Pfrrrer lftil]er-Berlin-Drhlem; Superintendent
Müller-Staats; Pastor lic< Niesel-Brd Ocynh^usen; PfrTrer Otto-Ei sencch;
Pr.stor Rcihmel-Tfrnowke; Justizrr-t Dr, Schaidt-Knatz-Frf nkfurt r. M.;
Pr.stor Schulze-Hannover; Pastor vrn Senden- De tmold; Prof. Dr. von Soden-
ilnrburg (Lahn); Pfftrrer Steil-VJrrne-Eickel; Präses Dr. von Thrclden-
Trieglaff (Pommern); Pastor V/ester-V*cstcrlr,.nd; Pr.stor Imraer-Br.rnien-
Gemarke. n

Zum Zweiten hr,t drmals der Reichsbruclerrrt folgenden Besohluss zur Frrge~
des Eides gefasst:

„Wir wissen, dass nr.ch evrngelischer Lehie nur die weltliche Obrigkeit
befugt ist, von ihren Untertrnen einen E.i"'1 zu fordern.- Drgegen cind
wir -ganz abgesehen dr.von> dn.ss wir zu ciesen Kirchcnr eminent kein Ver-
trauen haben können- verpflichtet^ die 7̂ Tc?unq eires Eides in die Hrnd
des Kirchenregimonts grundsät z li oh" rbzulGhne'n, weil im Rrum der Kirche
der Eid nach Gottes Viiört unzulässig ist, wie unser Herr Christus
spr i cht (Matth , 5 , 34 ) • T̂  °"n r;ber snge euch, dr.ss ihr überhrupt nicht
schwören sollt!" - Darum T p ten wir dringend rllen /-mtsbrüdern und Kir-
chenbefimten, das Ansinnen der Reichskirchenrogiorung Abzulehnen und je-
den von ihr geforderten Eid weder zu leisten noch rbzunehrnen.

ifürzburg, den 18, September
Der Bruderrr t der Bokenntnissynode
der Deutschon Svrngeli sehen Kirche.

D„ K o c h, "

Der bayrische Lr.ndesk.Trrr.vi'̂ nrat lui'j duro-i oincr. B::ief von Bischof D. Meiser
vom 14. Ö.J4 dem Re.ich's'inhenmnist e:c ... * tgc teilt;

„Das „Diensteide sgeset z" stelle die Geistlichen und Beraten 'der DEK un-
ter /usnnhmerecht gegenüber den übrigen öffentlichen Bermten. „̂ ir leh-
nen die dr.rin liegende ünterstellung> rls bedürften die Geistlichen und
Bermten der ES K hinsichtlich ihrer Treue und ihres Gehorsrms .gegenüber
dem Führer einer besonderen Erinnerung und Verpflichtung, mit Ernst und

. . .Nachdruck ab..." „Die sehr ernsten theologischen Einwände gegen den
vorgesehenen Eid behrlten wir uns vor, gesondert geltend zu mr ehe n.
Als unmöglich müssen v;ir jetzt schon die FordGrun;i des Gesetzes rblchnen^

. dass unsere Geistlichen sich eidlich den Ordnungen der -DE K unterwerfen
sollen, ohne die Richtung und den Iniirlt dieser Ordnungen: zu kennen."-



Der vjürttemborgisQhe Oberkirchenrat hat durch einen Brief von Bischof
D. Wurm vom 15.Ö..34 de:F~ReichskircheiLTGgierung erklärt:

„Der im Kirchengesetz vorgesehene Siel geht über die Verpflichtungen
des Eides der Staatsbeamten weit hinaus., Er verbindet mit der Ver-
pflichtung auf Fuhrer und Start diejenige des Gehörsmns gegenüber
Weisungen eines Kircaenregiments, das durch seine ethischen Grundsät-
zen zuwiderlaufenden Handlungen dr.s Vertrauen weitester treuer kirch-
licher Kreise verloren hat. Es besteht die Gefahr, dass alle diejeni-
gen, die diese letztere Verpflichtung gewissensmässig ablehnen und
deshalb den Eid verweigern müssen, politisch diffrmiert werden." s -

Der Pf arrernötbund erklärte drmnls zur Frage des Diensteides:

wln der Zeit der schwärzesten Reaktion von 1815 bis'1852 hat.*., der
preussische Staat dem ins Amt tretenden Geistlichen neben dem kirch-
lichen Ordinetionsgelübde seinerseits einen Eid ruferlegt. Diesen Üiid
hr.t die gegenwärtige Kirchenregierung der DEK umgearbeitet und von ei-
ner Nation/:lsynode, BUS dem sie vorher a.uf nicht gesetzlichem Wege,
soweit möglich, jede Opposition entfernt hat, rls kirchlichen Dienst-
eid beschliessen lassen,. Wir können dieser Massnahme keinen anderen
Sinn abgewinnen, als den, dass die bewährte Staatstreue und politische
Zuverlässigkeit der Pfarrcrschaft benutzt werden soll, um sie gewis-
sensmässig in den Gehorsam gegen ein Xirchenregiment zu zwingen, dessen
Verfahren von einem preussischen Gericht nach dem anderen als ungesetz-
lich erklärt wird, ?<ir müssen in diesem Kirchengesetz vom 9»August
eine schwere Bedrohung der Volkseinheit, erblicken und bitten den Führer
und Reichskanzler} dieser Angelegenheit" seine Aufmerksamkeit zuzuwen-
den. Hiiir sind überzeugt; dass sich kein deutscher Pfarrer, einem etwa

. seitens des Führers als'von staatlicher Seite von ihm erforderten Eid
'der, Treue entziehen würde, Ebenso gewiss sind wir, dass Trusende von
Pfarrern lieber die Lrst politischer Verleumdung und aller äusseren
Folgen einer Eidesverweigerung ru3T"sTch nehmen würden, ehe*, sie in ir-
gendeiner Form dem gegenwärtigen Kirchenregiment Gehorsam schwören,
v/eil ein/solcher Eid für sie einen Bruch ihres Ordinationsgelübdes und
eine Verleugnung Christi bedeuten wurde", rt

Abschliessend sei noch angeführt eine Bekanntmachung des bayrischen Landet-
kirchenrrts und Landesbischofs vom 21 *8„J>^i

„Die am 9» August 1934 nrch Berlin zusammenberufene Ifationf-lsynode nahm
gegen den begründeten Protest unserer Abgeordneten eine Reihe von Ge-
setzen an, deren Vollzug wir für die bayrische Landeskirche als eine
lutherische Bekenntniskirche auisohiiessen 'müssen. Namentlich des Ge-
setz über den Diensteid der Geistlichen und Beamten widerspricht so
sehr der evangelisch-lutherischen Auffassung, dass wir uns veranlasst
sehen, unseren Geistlichen ausdrücklich die Gründe mitzuteilen, die
den Land^skirchenrnt -wie die bnyrisohen und andere kirchliche Vertre-
ter auf der TTationrJsynode bestimmt h^ben, das Gesetz abzulehnen* J1

^ie Kirche kenne keinen Eid --1s christliches Gebot» Nur. der Staat
könne von seinen Untertanen einen Eid fordern, auch vom Pfarrer als
Träger öffentlicher Aufgaben« Die Kirche könne deshalb keinen "Sid für
den Staat fordern, sondern nur für seh ein Gelübde, das Wort Gottes
nach den Bekenntnissen rein zu lehren, , '
„Durch Wortlaut und Wortstellung des Diensteides im Gesetz der DEK ...
wird gerade für den Pfarrer, dor c-s sowohl mit der Treue in'seinem
geistlichen Amt, als auch mit der Treue und dem Gehorsam gegenüber dem
Führer des deutschen Volkes und Startes ganz ernst nimmt, eine uner-
hörte Gewissensbelastun& herbe-i geführt. Denn die duroh die Ordinateen
begründete" jäigcnscEaft eines zum Amt der Verkündigung berufenen Dieners
(als ein berufener Diener) wird mit der cndoren Eigenschaft, nämlich



der eines gehorsamen und treuen Staatsbrügers. in unlutherischor
Weise verklammert. Damit unterstellt dieser Eid -wenigstens seinem
Wortlaut neoh- das Amt der Verkündigung dem Gebot der weltlichen'
Obrigkeit.
Als besonders hart muss es empfunden werden, drsa bei der Durchfüh-
rung der vorliegenden Eidesforderung fllle die, welche gewissensmüssig
Einspruch erheben müssen, in don 7erdroht kommen, r.ls seien sie keine
treuen Bürger des durch den Führer unseres Volkes und Stnrtes verkör-
perten Reiches. Demgegenüber stellon wir nnohdrücklioh fest; TCir sind
uns dessen bewusst, dnss der Führer von uns als Staatsbürgern und
Dienern dt» deutschen lutherischen Volkskirohe eiaaji &$rrtseid verlrn-
gen kann, und wir sind bereit, diesen Eid auch zu
Es ist ferner unevangelisoh,einen Pfarrer innerhalb der Kirche auf
Kirchenordnungen und auf die in diesen Ordnungen ergehenden F«eisu$geti
zu vereidigen. Die Kirche kenn wohl ihre Diener auf Ordnungen ver-
pflichte Ä, doch nur unter der Voraussetzung^ dass diese Ordnungen
nur die äussere Gestaltung der verfassten Kirche betreffen und dem
Worte Gottes und dem lutherischen Bekenntnis nicht widersprechen»*...
Eine Verpflichtung auf Ordnungen in der Kirche wäre nur, dann .mge-
braöht.wenn diese Ordnungen sich schon den
•hatten, e Dauer verhiesse und dem kirchlichen en wirkjlion diente,*.
Sie iBK steht aber noch in einer Zeit des üborgrngs von einer -?lte&
zu einer neuen Ordnung, in der sie um die rechte Gestaltung î öt Ver~
f assung erst ringen muss.
Vollends unmöglich ist eine Verpflichtung ruf 7«eisungen, die ria den
Ordnungen der DEK ergehen- werdan. Eine solche Verpflichtung bedeutet
die vollkommene Unterwerfung unter rlle gegmwlrtigen und zukünftigen
Anordnungen einer Reichskirchenregierung, b2i der die für eine, derar-

Verpflichtung selbstverständliche Vorrussetzung uneinge sehr 3.nk~
ertrauens keine swegs vorht- iden ist und die selb "ten Vertrauens kene swegs vorht- iden ist un die sest eine
;öewänr an,rtir Diete.t, a&es.sie sich in den Ordnungen der "OTK

und bei den in ihnen ergehenden Weisungen p.usschliesslich voai TCorte
Gottes und vom Bekenntnis .unserer lutherischen Kirche leiten liest*
Mit dorn vorliegenden Eid wird ein 'lusserer .Friede zu erzwingen ge-
sucht, den innerlich zu begründen mrn' nicht die Vollmrcht besitzt»
Da dieser Eid durch die unglückliche Verkleinerung von Staatstreueid
und eidlicher Verpflichtung auf kirchliche Ordnungen nllon kirchlich
wohlbegründeten Widerstnnd vereiteln will ung rlle egner 3os
wgr t igen Regiments als RebellGr^rfinclairrken kann, wir̂  a er zu einem
<gl?onenpoiitisoaen Kfflprmittei, drs wir fi.blehnen müssen, tiass ferner

. in diesem Side eine Verpflichtung auf kirchliche Ordnungen iit dem
Treueid' mit dem Treueid gegen. den Staat auf gleiche Stufe gestellt
wird^ bedeutet eine Abwertung das letzteren, was wir ebenfalls ableh-l
nen müssen." ;

Wir geben : den Brüdern die vorstehenden Stellungnahmen wieder, damit atne
etnŝ e und eingehende Prüfung des houte geforderten Eides möglich wird.
Wi* bitten in brüderlicher Beratung eine Übereinstimmung 'her zustellen.
damii niemand ohne rechte brüderliche Hilfe bleibe. Etwaige formulierte
Ergebnisse bitten wir umgehend zur Jkrarbeitung einer einhelligen Stell\
nähme der rheinischen 'Brüder uns zuzuleiten* • ,

•Such aber, die ihr meinen Nomen furchtet, soll Aufgehen die Sonne
der Gerechtigkeit und Heil unter ihrenTflügeln." Mcleaohi 3,20»

Der Ret


